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Textfeld


Sehr geehrte Herren Vorsitzende,

die beiden Ausschisse haben in der gemeinsamen Sitzung am 02. Juli 2025 beschlossen,
verschiedene Umdrucke mit Schwarzungen o6ffentlich zur Verfigung zu stellen.
Entsprechend des zwischen dem Landtag und der Landesregierung vereinbarten
Verfahrens (vgl. Umdruck 20/4481 und Umdruck 20/4679) hat die Landesregierung eine
vertiefte Prufung des Umdrucks 20/2366 vorgenommen. Nach Prufung kann der
angehangene Umdruck mit Schwarzungen offentlich gestellt werden. Die vorgenommenen
Schwarzungen bericksichtigen dabei die neue Bewertungsgrundlage, die sich durch die
offentliche Bereitstellung des PwC-Gutachtens in geschwarzter Fassung durch den Bund
(Umdruck 20/4945) ergeben hat.

Wie im Ausschuss vereinbart, ist der Umdruck zur besseren Nachvollziehbarkeit
unterschiedlich farblich geschwarzt. Folgende Farben wurden verwendet:

* blau — Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

* orange — Personenbezogene Daten

Mit freundlichen GriufRen
gez.

Julia Carstens

Anlage:
- Umdruck 20/2366
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VERTRAULICH

Komplementarfinanzierung der Forderung des Bundes fiir die
Errichtung einer Batteriezellfabrik der Northvolt Germany GmbH

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

ich mdchte den Finanzausschuss gemal Ziffer 2.10 des Haushaltsfuhrungserlasses 2023
des Finanzministeriums daruber in Kenntnis setzen, dass im Zusammenhang mit der
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TCTF-Forderung fur das bedeutende Ansiedlungsprojekt Northvolt eine Verwaltungsver-

einbarung zwischen dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und
dem Land Schleswig-Holstein geschlossen worden ist. Die Verwaltungsvereinbarung hat

einen Haushaltsvorbehalt.

Der Finanzausschuss sowie Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss wurden am

12. Juli 2023 vertraulich unter anderem Uber den aktuellen Sachstand im Hinblick auf eine
Unterstitzung des Ansiedlungsvorhabens einer Batteriezellfabrik in der Region Heide (,Gi-
gaFab“, ,Northvolt Drei“) im Rahmen einer gemeinsamen Forderung von Bund und Land
informiert (vertraulicher Umdruck 20/1779). Mit Umdruck 20/1933 wurde der Finanzaus-
schuss im Rahmen der Beratungen zum Nachtragshaushaltsgesetz 2023 daruber infor-
miert, dass Ansiedlungsvorhaben nicht mehr als IPCEI, sondern vollstandig als Mal3-
nahme aus dem TCTF gefdérdert werden soll.

Unmittelbar nach Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung wird das BMWK den For-
derbescheid an die Northvolt Germany GmbH erteilen. Es handelt sich um eine nicht rick-
zahlbare Zuwendung im Rahmen einer Férderung Uber den Temporary Crisis and Transi-
tion Framework (TCTF). Die Gesamtsumme der TCTF-Zuwendung betragt 700.000.000
Euro. Der Gesamtbeitrag des Landes zur TCTF-Forderung im Rahmen der Kofinanzierung
betragt 136.433.501 Euro. In der TCTF Zuwendung ist die bereits in 2022 beschiedene
IPCEI Zuwendung aufgegangen.

Mit Drucksache 20/1656 hat der Landtag beschlossen, das Ansiedlungsvorhaben North-
volt zu unterstitzen, und die Landesregierung gebeten, das Vorhaben weiterhin aktiv zu
begleiten und die weiteren Verfahrensschritte eng mit dem Bund abzustimmen. Dieser
Bitte wird mit der anliegenden Verwaltungsvereinbarung entsprochen.

Die Prasidentin des Landesrechnungshofes habe ich mit gesondertem Schreiben infor-
miert.

Vor dem Hintergrund der Sensibilitat der in der Verwaltungsvereinbarung enthaltenen Da-
ten und Informationen bitte ich Sie, diese Vorlage vertraulich zu behandeln.

Mit freundlichen Grif3en

Gez. Claus Ruhe Madsen

Anlage:
Verwaltungsvereinbarung zur TCTF-Foérderung zwischen BMWK und MWVATT



Verwaltungsvereinbarung liber die Kofinanzierung einer Zuwendung
unter dem TCTF

Die Bundesrepublik Deutschland,
endvertreten durch das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK),
Berlin
— nachfolgend ,Bund” oder ,BMWK" genannt —

das Land Schleswig-Holstein,
endvertreten durch das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
- Tourismus
— nachfolgend ,Land“ oder ,MWVATT" genannt —

— die oben genannten Vertragspartner werden nachfolgend gesamtheitlich
,Parteien“ genannt —

schlieBen folgende Vereinbarung:

Praambel
Das BMWK als die fiir den Bund zusténdige Stelle und das Land beabsichtigen, den Aufbau

einer innovativen Produktion von Batteriezellen am Standort Heide (Schleswig-Holstein)

durch die Northvolt Germany GmbH (Begiinstigter) finanziell zu férdern.

Das BMWK als die fiir den Bund zusténdige Stelle und das Land beabsichtigen, die beim
Amtsgericht Hamburg unter der Registernummer HRB 177896 eingetragene Northvolt
Germany GmbH mit einer nicht riickzahlbaren Zuwendung im Rahmen einer Forderung tiber
den Temporary Crisis and Transition Framework (TCTF), Randnummer 86, finanziell zu
fordern. Im Rahmen des zweiten Batterie-IPCEls ,European Battery Innovation“ (EuBatin)
wurde im Mai 2022 bereits eine Férderung des Vorhabens ,Konzeptentwickiung und
Umsetzung einer gro3skaligen Lithium-lonen Batteriezellfertigung nach dem Foundry-
Prinzip“ _ des Unternehmens Northvolt
Germany GmbH (Zuwendungsempfanger) durch das BMWK beschieden. Das BMWK und
das Land hatten sich hierfiir im Wege einer Verwaltungsvereinbarung vom 17.03.2022 auf

Modalitaten einer gemeinsamen Bund-Lander-Férderung verstéandigt.

Das vorgenannte Vorhaben wurde vom Unternehmen aufgrund der noch ausstehenden
finalen Standortentscheidung bis auf férderunschédliche vorbereitende Mainahmen noch

nicht begonnen, es wurden noch keine Férdermittel ausgezahlt. BMWK und Land haben sich


Susanne.Jensen
Notiz
Verwaltungsvereinbarung wurde bislang noch nicht veröffentlicht, nur Auszüge daraus


daher aus Griinden der Verfahrenseffizienz in Absprache mit der EU-Kommission
entschieden, die IPCEI-Zuwendung zuriickzunehmen und die daflir bereitgestellte
Férdersumme (betreffend sowohl die Bundes- und die Landesférderung) im Wege des TCTF
auszukehren. Die Gesamtsumme der TCTF-Zuwendung inkl. der darin angerechneten
IPCEI-Férderung in Hohe von 108.811.503 Euro Bundes- und 46.633.501 Euro
Landesférderung betragt 700.000.000 Euro.

Mit der hier festgelegten Kofinanzierung der TCTF-Zuwendung wird dem in der Férderung
von GrofRansiedlungsvorhaben etablierten Prinzip der 70/30-Teilung zwischen Bund und
Land gefolgt. Dabei ist der Barwert der vom Land SH geleisteten Risikoabsicherung im
Rahmen einer parallel durch die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) im Wege eines
Zuweisungsgeschéfts gezeichneten Wandelanleihe der Northvolt AB in Hohe von 73.566.499
Euro zu beriicksichtigen. In Anrechnung des urspriinglich geplanten Landesanteils an der
IPCEI-Forderung in Héhe von 46.633.501 Euro haben Land und Bund sich daher auf einen
zusétzlichen TCTF-Kofinanzierungsbetrag des Landes in Hohe von 89.800.000 Euro
verstandigt. Der Gesamtbeitrag des Landes zur TCTF-Férderung betragt damit 136.433.501

Euro.

I. Partner
1. Partner dieser Verwaltungsvereinbarung sind das Bundesministerium fiir Wirtschaft und

Klimaschutz (BMWK) sowie das Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus (MWVATT) des Landes Schleswig-Holstein.

2. Das MWVATT vertritt das Land bei der Umsetzung dieser Vereinbarung gegeniiber dem
BMWK.

Il. Fordermodalitdaten
1. Der Bund und das Land planen, in den Jahren 2023 bis 2025 fiir das Vorhaben ,Northvolt

(NV) Drei — Errichtung einer Anlage fiir die Massenproduktion von Batteriezellen fiir
Elektrofahrzeuge in Heide, Kreis Dithmarschen” des Unternehmens Northvolt Germany
GmbH im Rahmen des Temporary Crisis and Transition Framework (TCTF),
Randnummer 86, eine nicht riickzahlbare Zuwendung in Héhe von insgesamt bis zu

700.000.000 € zu gewahren.

2. Sofern der Bund und das Land diese Forderung gewahren, leistet das Land als Zuwendung
einen finanziellen Beitrag (,Landesanteil®) fiir das vorgenannte Vorhaben in Héhe von
insgesamt 136.433.501 €. Die Auszahlung des Landesbeitrags ist gemall Nummer Il1.4 in
voller Héhe im Jahr 2024 geplant.



Im Falle einer verzdgerten Projektdurchfiihrung wird das Land Schleswig-Holstein auch nach
2024 bei tatsdchlichem Anfall der Kosten Zahlungen nach dem genannten Schiiissel leisten,
spéatestens aber im Jahr 2025.

Die Zusagen des Bundes und des Landes stehen unter dem Vorbehalt, dass Haushaltsmittel
verfligbar sind und dass durch die Férderung — gemessen an den im Zuwendungsbescheid
vorgesehenen Auflagen — Beschaftigung, Wertschépfung und Know-how am Standort Heide
geschaffen und durch den Zuwendungsempféanger hinreichend abgesichert werden.

Mit der hier festgelegten Kofinanzierung der TCTF-Zuwendung wird das in der Férderung
von GroRansiedlungsvorhaben etablierte Prinzip der 70/30-Teilung zwischen Bund und Land

beachtet.

Hl. Operative Umsetzung der Forderung

1.

Im Zuwendungsverhéltnis wird im Rahmen der dem Zuwendungsbescheid beizufiigenden
Nebenbestimmungen (,Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur
Projektférderung”, ANBest-P, mit zum Bewilligungszeitpunkt giiltigem Stand) das
Anforderungsverfahren etabliert, welches dem Zuwendungsempfanger auf Basis eines
abgestimmten und wahrend der Projektlaufzeit fortzuschreibenden Meilenstein-Plans die
regelmaRige Anforderung von Foérdermitteln mit einem Vorlauf von bis zu sechs Wochen
erlaubt. Entsprechende Zahlungsanforderungen sind durch den Zuwendungsempfénger in
der Regel alle vier Wochen einzureichen.
Folgendes Verfahren der Zahlungsabwicklung wird zwischen dem Bund und dem Land
vereinbart.
Fiir das Jahr 2023 gilt folgendes Verfahren:
Der Zuwendungsempféanger stellt gemaB der im Zuwendungsbescheid festgelegten
Modalitéten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und
Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle als
Zuwendungsgeber.
Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelie zahlt nach der Priifung der
Zahlungsanforderung die angeforderte Summe an den Zuwendungsempfinger aus.
Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle (ibersendet anschliel2end eine
Kopie der gepriiften Zahlungsanforderung an das Land und bestétigt den Vollzug der
Auszahlung.
Dem Land steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Mittelanforderung
prifungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten

Stelle anzufordern.



Sollte im Jahr 2023 das Vorhaben noch nicht beschieden werden bzw. keine

Zahlungsanforderung eingehen, so erfolgt im Jahr 2023 keine Auszahlung.

4. Abdem Jahr 2024 und bis zum Erreichen einer durch das Land insgesamt ausgezahlten
Zuwendungssumme in Hohe von 136.433.501 Euro (Budget der Landeskofinanzierung) gilt
folgendes Verfahren:

i.  Der Zuwendungsempfanger stellt gemaf der im Zuwendungsbescheid festgelegten
Modalitaten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und
Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle
(Projekttrager) als Zuwendungsgeber. Das BMWK benachrichtigt das MWVATT fir

dessen Liquiditatsplanung unverziiglich (iber den Auszahlungsantrag.

ii.  Grundlage der Auszahlungen ist das positive Priifergebnis der jeweiligen
Zahlungsanforderung durch das BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle.
Das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte Stelle tibersendet anschlieRend eine

Kopie der gepriften Zahlungsanforderung an das Land.

iii. Das Land zahlt den ermittelten Auszahlungsbetrag auf Grundlage des Schreibens des
BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle mit einem Zahlungsziel von 14
Tagen nach Erhalt der Zahlungsanforderung vom BMWK oder von der durch das BMWK
beauftragten Stelle an den Zuwendungsempfianger aus und meldet dem BMWK den
Vollzug der Auszahlung.

iv.  Dem Land steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Mittelanforderung
prifungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten

Stelle anzufordern. Das Zahlungsziel bleibt davon unberiihrt.

v.  Wirde mit einer Zahlungsanforderung nach Priifung durch das BMWK bei Auszahlung
der Gesamtbetrag der Landeskofinanzierung von 136.433.501 Euro (iberschritten, so
zahlt das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle nach der Priifung der
Zahlungsanforderung einen als Differenzbetrag aus dem Restbudget der
Landeskofinanzierung und dem Umfang der Zahlungsanforderung ermittelten
Bundesanteil der angeforderten Summe an den Zuwendungsempfénger aus. Das BMWK
Ubersendet anschlieRend eine Kopie der gepriiften Zahlungsanforderung an das Land.
Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle teilt zusétzlich dem Land den
Vollzug der Auszahlung des Bundesanteils und den verbleibenden Landesanteil mit. Das
Land zahlt den ermittelten Rest-Auszahlungsbetrag auf Grundlage des Schreibens des
BMWK oder der durch das BMWK beauftragten Stelle mit einem Zahlungsziel von 14
Tagen nach Erhalt der Zahlungsanforderung vom BMWK an den Zuwendungsempféanger

aus und meldet dem BMWK den Vollzug der Auszahlung des Landesanteils.

5. Nach Erreichen der durch das Land SH insgesamt ausgezahlten Zuwendungssumme in

Héhe von 136.433.501 Euro (Budget der Landeskofinanzierung) gilt folgendes Verfahren:



Der Zuwendungsempfanger stellt gemaf der im Zuwendungsbescheid festgelegten
Modalitaten (Verfahrensablauf, formale Anforderungen) Zahlungsanforderungen und

ubermittelt Zwischennachweise an das BMWK oder eine durch das BMWK beauftragte
Stelle als Zuwendungsgeber.

Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle zahlt nach der Priifung der
Zahlungsanforderung die angeforderte Summe an den Zuwendungsempfanger aus.
Das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle (ibersendet anschliefend eine
Kopie der gepriiften Zahlungsanforderung an das Land und bestatigt den Vollzug der
Auszahlung.

Dem Land steht es frei, im Einzelfall in Bezug auf die vorliegende Mittelanforderung

prifungsrelevante Unterlagen vom BMWK oder von der durch das BMWK beauftragten

Stelle anzufordern.

6. Allgemein gilt:

Mégliche Riickzahlungen erfolgen durch den Zuwendungsempfanger zunachst an den
Bund. Nach Abschluss des Vorhabens (d. h. nach erfolgter
Verwendungsnachweispriifung) erfolgt durch das BMWK eine Gesamtabrechnung der
insgesamt geleisteten Zuwendungsbetrage durch Bund und Land. Im Falle einer Gesamt-
Auszahlung der TCTF-Zuwendung von weniger als 700.000.000 Euro ermittelt das
BMWK einen Riickzahlungsbetrag an das Land unter Wahrung des 70/30-Schiiissels wie
folgt: Der Soll-Kofinanzierungsbetrag des Landes wird bestimmt als 30 vom Hundert des
Gesamtbetrags der ausgezahlten Zuwendung abziiglich des Barwerts der Besicherung
des Zuweisungsgeschifts in Hohe von 73.566.498,80 Euro. Die Differenz zum
tatsachlichen Auszahlungsbetrag wird vom BMWK binnen vier Wochen nach Abschiuss
der Verwendungsnachweispriifung ausgeglichen. Eine zahlungsbegriindende Unterlage
wird beigefiigt.

Bei Tatbestinden, die zur Riicknahme oder zum Widerruf des Zuwendungsbescheides
berechtigen, wird das BMWK oder die durch das BMWK beauftragte Stelle die jeweiligen
Riickforderungsanspriiche im Hinblick auf bereits geleistete Zahlungen im Namen des
BMWK und des Landes gegeniiber dem Zuwendungsempfanger geltend machen und
durchsetzen. Das Land wird {iber die Hohe evtl. Rlickzahiungen vom BMWK oder von der
durch das BMWK beauftragten Stelle informiert. Die zuriickzuzahlenden Betrége werden
entsprechend des in Ziffer 5.i ermittelten Schllissels vom Zuwendungsempfanger an die
Parteien auf Grundlage des Forderungsschreibens zuriickerstattet. Gleiches gilt fiir
eventuelle Zinsforderungen. Das Land informiert das BMWK oder die durch das BMWK

beauftragte Stelle nach Erhalt eventueller Riick- beziehungsweise Zinszahlungen.



iii.  Samtlicher Schriftverkehr zwischen den Parteien erfolgt auf elektronischem Weg. Die mit
der Abwicklung des Verfahrens betrauten Ansprechpartner und Kontaktdaten sind beiden

Parteien vor Beginn des Zuwendungsverfahrens gegenseitig bekanntzugeben.

IV. Weitere Bestimmungen

1. Der Vollzug der Férderung des Vorhabens erfolgt im Interesse eines
verwaltungsdkonomischen Verfahrens iiber das BMWK bzw. eine durch das BMWK
beauftragte Stelle nach den Regelungen der Bundeshaushaltsordnung (BHO, einschlieflich

Nebenbestimmungen ANBest-P) auf Ausgabenbasis.

2. Das BMWK erldsst nach Abstimmung mit dem MWVATT den Zuwendungsbescheid fiir die
Zuwendung und fiihrt die Verwendungsnachweisprifung (einschlieBlich der
Zwischennachweisprifung) durch. Das MWVATT erhélt eine Abschrift des erlassenen
Zuwendungsbescheids. Das MWVATT erkennt die Verwendungsnachweispriifung des

BMWK bzw. der von ihm beauftragten Stelle an, nachdem ihm diese zugeleitet worden ist.

3. Vertreter des MWVATT sind befugt, die Akten einzusehen, welche die Forderung des
Vorhabens ,Northvolt (NV) Drei — Errichtung einer Anlage fiir die Massenproduktion von

Batteriezellen fir Elektrofahrzeuge in Heide, Kreis Dithmarschen” betreffen.

4. Wenn die Northvolt Germany GmbH nicht bis zur Bescheiderteilung flir die Durchfithrung
des Vorhabens ,Northvolt (NV) Drei — Errichtung einer Anlage fiir die Massenproduktion
von Batteriezellen flir Elektrofahrzeuge in Heide, Kreis Dithmarschen® den Standort
Heide rechtsverbindlich ausgewahit und das BMWK sowie das MWVATT dar(iber in Form
einer rechtsverbindlichen Erklarung schriftlich in Kenntnis gesetzt hat, wird der
Zuwendungsbescheid des BMWK einen Widerrufsvorbehalt des Zuwendungsbescheides
vorsehen. Dieser Widerrufsvorbehalt wird eine Frist von 3 Monaten fiir die Einreichung einer
solchen rechtsverbindlichen schriftlichen Erklarung beim BMWK und MWVATT beinhalten.
Eine Verschiebung dieser Frist durch das BMWK in Abstimmung mit dem Land ist
moglich.

5. Der Bund raumt dem Rechnungshof des Landes Schleswig-Holstein Priifungsrechte gemai
der Landeshaushaltsordnung hinsichtlich des Teils der Forderung ein, der ausschliellich das
Land Schleswig-Holstein betrifft. Das MWVATT unterrichtet den Landesrechnungshof iiber

diese Vereinbarung.

V. Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvereinbarung tritt auf Grundlage der Unterzeichnung der Absichtserklarung fiir
die Errichtung einer Batteriezellfabrik in Heide, Schleswig-Holstein (Deutschland), zwischen der

Northvolt AB (Muttergesellschaft des Zuwendungsempfiangers), der Northvolt Germany GmbH,



dem Land Schileswig-Holstein und der Zielregion, rechtsverbindlich unterzeichnet durch die
jeweiligen Parteien am 15.02.2022, nach Unterzeichnung durch das BMWK und dem MWVATT

mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Diese Verwaltungsvereinbarung ersetzt die am 17. Marz 2022 zwecks der gemeinsamen |PCEI-

Foérderung zwischen dem Bund und dem Land geschlossene Verwaltungsvereinbarung.

Die Verwaltungsvereinbarung endet, sobald der Abschluss des zuwendungsrechtlichen

Verfahrens fiir das Vorhaben ,Northvolt (NV) Drei — Errichtung einer Anlage fir die

Massenproduktion von Batteriezellen fiir Elektrofahrzeuge in Heide, Landkreis Dithmarschen

erfolgt ist.

Kiel, 01.12.2023

Fir das Land Schleswig-Holstein,

endvertreten durch

(
e

Claus Rufié Madsen

Minister fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus
des Landes Schleswig-Holstein

@

Berlin, 01.12.2023

Fir das Bundesministerium fir Wirtschaft
und Klimaschutz,

endvertreten durch

Bundesministerium fur Wirtschaft und
Klimaschutz
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